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Uniterre kritisiert 
Biopalmöl
Die Bauerngewerkschaft Uniterre, 
die das Referendum zum Freihan-
delsabkommen mit Indonesien er-
griff, kritisiert in einer Medienmit-
teilung Bio Suisse. Konkret geht es 
um eine Palmölplantage auf der af-
rikanischen Insel São Tomé. Diese 
wurde 2020 von Bio Suisse zerti-
fiziert, und Importe in die Schweiz 
wurden unter dem Knospe-Label 
freigegeben. Gemäss Uniterre und 
Fian Schweiz gehört die Planta-
ge dem transnationalen Konzern 
Socfin, der aus steuertechnischen 
Gründen in die Schweiz gezogen 
sei. Socfin wird in mehreren Län-
dern Verstösse gegen Menschen-
rechte und Umweltstandards vor-
geworfen. Damit konfrontierte 
Uniterre die Biodachorganisation. 
Uniterre war mit deren Antwort 
unzufrieden: «Die von Bio Suisse 
erhaltene Antwort erhärtet den 
Verdacht, dass hier ‹nachhaltiges 
Palmöl› verkauft wird, das nicht 
nachhaltig ist.» Bio Suisse verwei-
se darauf, dass ein internes Gremi-
um die Situation in São Tomé ab-
klären soll. Zudem befürchte Bio 
Suisse ein Imagerisiko, was Uni-
terre wiederum kritisiert: «Nicht 
der Schutz der Umwelt oder das 
Wohl der Bevölkerung von São 
Tomé scheinen also im Zentrum 
zu stehen.» rup

Food-Waste-Vorlage 
vom Tisch
Mit einer Motion wollte Ständerat 
Peter Hegglin (Mitte, ZG) dem 
Food Waste den Kampf ansagen. 
Er verlangte vom Bundesrat eine 
Anpassung des Bundesgesetzes 
über die direkte Bundessteuer. 
Die Abgabe von Lebensmitteln 
an gemeinnützige, steuerbefreite 
Organisationen sollte so steuer-
lich vorteilhafter werden als deren 
Entsorgung. Was im Ständerat 
noch knapp angenommen wurde, 
hatte am Montag im Nationalrat 
keine Chance. Die vorberatende 
Kommission und der Bundesrat 
empfahlen die Motion Hegglin 
zur Ablehnung. Da niemand den 
Antrag für eine Annahme stellte, 
wurde die Motion ohne Abstim-
mung abgelehnt. Der Vorstoss ist 
somit definitiv gescheitert. rup

GENTECHNIK :  Nicht alle machen sich für eine Verlängerung des Moratorium stark

Liberale wollen Gene-Editing zulassen
Das Ende 2021 auslaufen-
de Gentech-Moratorium 
will der Bundesrat um 
weitere vier Jahre ver-
längern. FDP und GLP 
wollen neue Verfahren wie 
Genome Editing aber nicht 
mehr einem Moratorium 
unterstellen.

ADRIAN HALDIMANN

Der Bundesrat will das Moratori-
um für den Anbau gentechnisch 
veränderter Organismen (GVO) 
in der Landwirtschaft erneut um 
vier Jahre verlängern, obschon 
etwa Bruno Studer, Professor 
für molekulare Pflanzenzüch-
tung an der ETH Zürich, in 
den neuen gentechnischen Ver-
fahren Chancen für eine nach-
haltigere Landwirtschaft sieht. 
Genome Editing könnte helfen, 
«agrar-ökologische Konzepte 
wie Sorten- oder Artenmischun-
gen praxistauglich zu machen», 
sagte er in einem Interview mit 
dem Landwirtschaftlichen Infor-
mationsdienst (LID).

«Qualitätsgarantie»

Parteien und Verbände konn-
ten zum Vorhaben des Bundes-
rats bis letzte Woche Stellung 
nehmen. Für die Schweizer 
Milchproduzenten hat die Wei-
terführung des Gentech-Morato-
riums eine konkrete wirtschaftli-
che Bedeutung, so sei Schweizer 
Käse ohne GVO in der EU ein er-
folgreiches Exportprodukt. Auch 
der Schweizer Bauernverband 
(SBV) setzt sich dafür ein, dass 
die Schweiz konsequent gen-
technikfrei bleibt, um sich von 
Importprodukten differenzieren 
zu können. Kein anderes Land 
in Europa setze in der Landwirt-
schaft so konsequent auf Gen-
techfreiheit wie die Schweiz. 

Unabhängig davon sei es jedoch 
elementar, dass der Bund Pflan-
zenzüchtung und Agrarforschung 
verstärke, sagt der SBV.

Auf Parteiebene heisst es bei 
der SVP, die deklarierte Abwe-
senheit von gentechnisch ver-
änderten Produkten sei in den 
Augen vieler Kunden eine Qua-
litätsgarantie. 

Grüne ohne Kompromisse

Die Mitte unterstützt die Ver-
längerung des Moratoriums 
ebenfalls. Die Partei ist jedoch 
der Meinung, dass die Frage 
des Umgangs mit gentechnisch 
veränderten Organismen mit-
telfristig eine definitive Lösung 
brauche. Der Weg über wieder-
kehrende Verlängerungen des 
Moratoriums sei an sich nicht 
der richtige Weg. Im Hinblick 

auf 2026 solle eine definitive 
Lösung erreicht werden. 

Die SP und die Grünen möch-
ten gar angesichts des «vorhande-
nen Unwissens» hinsichtlich neu-
er gentechnischer Verfahren ein 
unbefristetes Moratorium einfüh-
ren, mindestens jedoch um acht 
Jahre. Die SP ist sich der Bedeu-
tung der neuen Gentechniken für 
die Forschung aber bewusst. Ein 
Paradigmenwechsel sei aber nö-
tig, und die traditionellen Züch-
tungsmethoden müssten in der 
Landwirtschaft deutlich gestärkt 
werden. Die Grünen wollen, dass 
die neuen gentechnischen Ver-
fahren gleich wie die bisherigen 
zu behandeln seien – sie lehnen 
eine Differenzierung zwischen 
alten und neuen Verfahren klar 
ab. Anders sehen es die Grünen 
in Deutschland: Dort lehnen sie 

in ihrem neuen Grundsatzpapier 
erstmals Gentechnik nicht mehr 
komplett ab. Sie wollen neuer-
dings vielmehr auf strenge Zulas-
sungsverfahren setzen.

FDP und GLP sind offen

Die FDP ist hingegen gegen 
eine Verlängerung. Neue Me-
thoden der Gentechnik wie das 
Genome Editing könnten eine 
Chance für die Landwirtschaft 
sein, sind die Liberalen der Mei-
nung. Das Moratorium sei bereits 
mehrmals verlängert worden, 
was den Fortschritt verhindere. 
Damit stösst die FDP ins gleiche 
Horn wie Scienceindustries, der 
Schweizer Wirtschaftsverband 
der Unternehmen der chemi-
schen Industrie, der Pharmain-
dustrie und der Biotechnologie. 
Eine Verlängerung des Morato-

riums schade dem Innovations-
standort Schweiz und blockiere 
Innovationen für eine nachhalti-
gere Landwirtschaft, betonen sie 
in ihrer Stellungnahme.

Die Grünliberalen fordern 
eine differenzierter Betrachtung. 
Sie unterstützen eine Verlänge-
rung des Moratoriums für klassi-
sche Formen der Gentechnolo-
gie, bei denen artfremde DNA in 
das Erbgut von Pflanzen einge-
führt wird. Neue Methoden des 
Genome Editing sollen hinge-
gen nicht mehr einem Moratori-
um unterstellt werden, sondern 
ein separates Zulassungsver-
fahren durchlaufen. Die Partei 
argumentiert in ihrer Stellung-
nahme, die heutige Regulierung 
im Gentechnikgesetz trage der 
wissenschaftlichen Entwicklung 
nicht Rechnung.

Anstatt neue Methoden wie Genome Editing weiterhin zu verbieten, sollen diese ein separates Zulassungsverfahren  
durchlaufen, fordern die Grünliberalen. (Bild: Konsortium Weizen)

MEDIENPOLIT IK : Nationalrat schliesst sich bei den Fachmedien dem Ständerat an

Bäuerliche entschieden Abstimmungskrimi
Wenn die Medien schon 
stärker gefördert werden 
sollen, will das Parlament 
nicht nur Tageszeitungen 
berücksichtigen, sondern 
auch Fachpublikationen 
aller Art. Davon profitiert 
auch die Agrarpresse. Es 
gab aber auch Kritik.

DANIEL SALZMANN

Der Nationalrat hat am Diens-
tagmorgen die indirekte Pres-
seförderung ausgebaut. Insbe-
sondere hat er zusätzlich 40 
Millionen für die Früh- und 
Sonntagszustellung beschlos-
sen. Zudem hat er die Beiträge 
an die Ermässigung der Zustell-
tarife von 30 auf 50 Millionen 
Franken erhöht. Von den zusätz-
lich ins Postgesetz aufgenomme-
nen ermässigten Zustelltarifen 
der Post profitieren nach wie 
vor nur abonnierte und bezahlte 
Medien. Eine Ausdehnung auf 
alle Titel, also auch Gratismedi-
en, lehnte der Rat ab. Auflagen-
grenze und Kopfblattkriterium 
werden jedoch aufgehoben.

«Wichtig für Meinungen»

Gutgeheissen hat der Natio-
nalrat im Rahmen der Beratun-
gen des Massnahmenpakets 
zugunsten der Medien eine 
Erhöhung des Beitrags an die 
Mitgliedschafts- und Stiftungs-
presse von 20 auf 30 Millionen 
Franken. Davon profitieren 
Landwirtschaftsmedien wie der 

«Schweizer Bauer», die «Berg-
heimat-Nachrichten», «bio ak-
tuell», der «Thurgauer Bauer» 
oder das Magazin «Wald & 
Holz», aber auch Publikationen 
der reformierten und katholi-
schen Kirche, der Sportverbän-
de, der Wirtschaftsverbände, 
von NGOs (z. B. Pro Natura, 
Caritas, Berghilfe). Nationalrat 
Martin Candinas (Mitte, GR) 
attestierte dieser Presse, sie sei 
für die Meinungsbildung eben-
falls von grosser Bedeutung. Die 
vorberatende Kommission des 
Nationalrats hatte bei 20 Millio-
nen bleiben wollen, während sie 
überall sonst aufstocken wollte.

Haab, Gafner, von Siebenthal

Es kam dabei zu einem wah-
ren Abstimmungskrimi. Zuerst 

lehnte der Nationalrat die An-
träge von Nationalrätin Isabelle 
Pasquier-Eichenberger (Grüne, 
GE) und von Nationalrat Fabio 
Regazzi (Mitte, TI), dem Prä-
sidenten des Schweizerischen 
Gewerbeverbands, für 30 Millio-
nen Franken mit 95 zu 82 Stim-
men ab. Dann stellte Regazzi 
einen Rückkommensantrag und 
bekannte, dass er selbst vorher 
anders gestimmt habe, als er 
gewollt habe, auch hätten viele 
nicht abstimmen können. Tat-
sächlich wurde dann ein zweites 
Mal abgestimmt, und jetzt er-
gab sich mit 97 zu 96 Stimmen 
eine hauchdünne Mehrheit. Der 
Hauptteil der Ja-Stimmen kam 
von der SP (37), den Grünen 
(30) und von der Mitte (24), 
unter anderem von Markus Rit-

ter (SG), Priska Wismer-Felder 
(LU), Christine Bulliard-Mar-
bach (FR). Aber auch die SVP-
Fraktion lieferte 4 Stimmen, 
und neben Christian Imark 
(SVP, SO) waren es drei Land-
wirte: Martin Haab (ZH), Erich 
von Siebenthal (SVP, BE) und 
Andreas Gafner (EDU, BE). 
Die FDP lieferte 2 Ja-Stimmen, 
und 2 enthielten sich, Agronom 
Jacques Bourgeois (FR) und Oli-
vier Feller (VD).  Im Ständerat 
war es mit Bauernsohn und Ag-
ronom Werner Salzmann (SVP, 
BE) auch bereits ein landwirt-
schaftsnaher Politiker gewesen, 
der sich massgeblich für 30 
Millionen Franken ausgespro-
chen hatte, weil man nicht nur 
alle anderen Publikationen zu-
sätzlich fördern könne und die-

se nicht. In der Debatte gab es 
auch grundsätzliche Äusserun-
gen. 

Kritik von liberaler Seite

So fragte Nationalrat Chris-
tian Wasserfallen (FDP, BE) 
etwa, ob mit dem zunehmenden 
Ausbau der staatlichen Förde-
rung die vierte Gewalt, also 
die Medien, jene Hand noch 
beissen werde, die sie füttere. 
Gregor Rutz (SVP, ZH) stemm-
te sich vergeblich gegen die 
«Zahlrahmenlogik» der Rats-
mehrheit und fragte rhetorisch: 
«Soll am Ende jener gewinnen, 
der am meisten staatliche Sub-
ventionen abholt?» Er plädierte 
gegen einen weiteren Ausbau 
der indirekten Presseförderung 
und sprach dabei von «Planwirt-
schaft». Matthias Aebischer (SP, 
BE) entgegnete, das Medienpa-
ket sei die richtige Antwort auf 
die derzeitigen Herausforderun-
gen. Was bezahlt werde, solle 
unterstützt werden. Ein Para-
digmenwechsel sei der falsche 
Weg, wenn man die Vielfalt der 
Schweizer Medienlandschaft 
nur einigermassen bewahren 
wolle. Die Grünliberalen wiede-
rum blieben mit ihren Anträgen 
gegen den «Ausbau des Dru-
ckereimuseums» chancenlos. 
Es brauche eine Vorwärtsstra-
tegie mit Bandbreite, nicht mit 
Druckerschwärze, sagte Katja 
Christ (GLP, BS). So werde die 
digitale Transformation nicht 
unterstützt.

Mit Material der SDA

Via indirekte Presseförderung ist die Schweizer Post gezwungen, die Zustellung abonnierter 
Zeitungen und Magazine zu fairen Preisen vorzunehmen. (Bild: key)

Offene Hoftüren am 
19. September
Nur eine aufgeklärte Bevölke-
rung weiss ihre Landwirtschaft 
richtig mitzutragen und zu unter-
stützen. Darauf zielt der nationale 
Tag der offenen Hoftüren vom 19. 
September 2021 ab. An diesem 
Tag soll die Bevölkerung einen 
Einblick in die Schweizer Land-
wirtschaft erhalten. Unter dem 
Motto «Zeige, was du machst!» 
sind Bauernbetriebe in der gan-
zen Schweiz eingeladen, ihre 
Hoftüren zu öffnen. Hofrund-
gänge und das Präsentieren der 
Produktpalette sollen Besuchern 
die Landwirtschaft näherbringen 
und begreiflich machen, wo die 
Schweizer Lebensmittel herkom-
men, wie sie produziert werden 
und wie sich Landwirte für Qua-
lität, Ökologie, Tierwohl und 
für Wirtschaftlichkeit einsetzen. 
Auch Degustationen, Direktver-
kauf oder Verpflegungsangebote 
seien gern gesehen, schreibt der 
Schweizer Bauernverband (SBV). 
In erster Linie gehe es aber um 
die Produktion und um die da-
mit verbundenen Hofprodukte. 
Interessierte Bauernfamilien 
können sich bis zum 30. Juni auf 
www.bauernportal.ch anmelden. 
Der SBV sowie die kantonalen 
Bauernverbände und Sponsoren 
bieten kostenlose Hilfe in Form 
von Orientierungshilfen, Check-
listen und Werbematerial sowie 
bei der Kommunikation rund um 
den Anlass. lid/hal
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